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trennbaren Bestandteil der Volksaussprache in Vorbereitung 
des XI. Parteitages der SED.

Ein Orchester der freiwilligen Feuerwehr gab mit einem 
Konzert der Veranstaltung eine würdige Umrahmung. Ab 
1986 sollen im Bezirk Wettstreite aller Klangkörper der frei­
willigen Feuerwehren stattfinden.

Die Konferenz wurde für alle Teilnehmer zu einem persön­
lichen Erlebnis und löste inzwischen neue Aktivitäten aus. 
In verschiedenen Kreisen des Bezirks wurde bereits damit 
begonnen, noch im Jahre 1986 ähnliche Konferenzen mit ge­
sellschaftlichen Kräften des Kreises zu veranstalten.

Die Bezirkskonferenz hat ihr Ziel erreicht, die besten Er­
fahrungen auszutauschen, Reserven aufzudecken und neue 
Impulse auszulösen für ein abgestimmtes Vorgehen von 
Volksvertretungen und Räten zur umfassenden Einbeziehung 
der Bürger bei der weiteren Durchsetzung von Gesetzlichkeit, 
Ordnung und Sicherheit.

MANFRED SELINGER,
Stellvertreter des Vorsitzenden für Inneres 
des Rates des Bezirks Potsdam

Übernahme und Ausgestaltung 
von Bürgschaften im Strafverfahren

Die differenzierte Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte im 
Strafverfahren ist ein unverzichtbares Element sozialistischer 
Rechtsverwirklichung bei der Erhöhung der gesellschaftlichen 
Wirksamkeit des Strafverfahrens. Der Erfolg des Erziehungs­
und Bewährungsprozesses des Verurteilten ist — neben sei­
nen eigenen Anstrengungen — in erster Linie von der ziel­
strebigen Einflußnahme der betrieblichen Leiter und der Kol­
lektive abhängig. Das zeigt, wie bedeutsam die Aufgabe der 
Gerichte ist, diese gesellschaftliche Kraft zu nutzen.

Eine der Hauptformen, in denen Bürger die sozialistische 
Strafrechtspflege mitgestalten, ist die Bürgschaft gemäß § 31 
StGB und § 57 StPO. Die Bürgschaft hat sich bei der Erzie­
hung von Verürteilten gut bewährt. So wurden 1985 in rund 
27 Prozent aller Strafverfahren, in denen eine Verurteilung 
ohne Freiheitsentzug ausgesprochen wurde, Bürgschaften 
über die Verurteilten übernommen. Dennoch nutzen die Ge­
richte diese Mitwirkungsform noch nicht in allen notwendi­
gen Fällen; sie wird noch nicht genügend zur Kontrolle der 
Erfüllung von Bewährungspflichten eingesetzt.

Mit der Bereitschaft zur Übernahme einer Bürgschaft neh­
men die Kollektive oder einzelne Bürger Einfluß auf die Ent­
scheidung des Gerichts bei der Strafzumessung (z. B. Vor­
schlag auf Anwendung einer Strafe ohne Freiheitsentzug) und 
auf die Verwirklichung der Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit (z. B. Vorschlag der Gewährung der Straf­
aussetzung auf Bewährung). Sie wirken in diesem Zeitraum 
der Bewährung aktiv an der Erziehung des Verurteilten zu 
einem gesellschaftsgemäßen Verhalten mit. Die Förderung 
der Bereitschaft von Arbeitskollektiven zur Übernahme einer 
Bürgschaft ist nach wie vor ein wichtiges Anliegen. Bei ent­
sprechender Ausgestaltung der Bürgschaft können sich die bei 
einer Verurteilung auf Bewährung möglichen Verpflichtun­
gen (z. B. Berichterstattung oder Verwendung des Arbeitsein­
kommens) erübrigen.1

Übernahme von Bürgschaften

Bürgschaften sind freiwillige Verpflichtungen von Kollek­
tiven der Werktätigen oder von einzelnen Bürgern. Die Straf­
rechtspflegeorgane initiieren die Übernahme einer Bürgschaft 
dann, wenn abzusehen ist, daß unter Beachtung der Schwere 
der Straftat und der Person des Täters eine Strafe ohne Frei­
heitsentzug ausgesprochen oder eine Strafaussetzung auf Be­
währung gewährt werden kann.

Auf die Möglichkeit der Übernahme einer Bürgschaft mit 
dem Ziel des Ausspruchs einer Strafe ohne Freiheitsentzug 
ist das Arbeitskollektiv des Beschuldigten im Ermittlungs­
verfahren bereits im Zusammenhang mit seiner Beratung 
gemäß § 102 Abs. 3 StPO hinzuweisen. Die Unterstützung eines 
Kollektivs bei der Übernahme einer Bürgschaft und deren 
inhaltliche Gestaltung kann die Teilnahme des Staatsanwalts 
oder des Untersuchungsorgans an der Kollektivberatung er­
forderlich machen (§ 102 Abs. 4 StPO).1 2

Im Zusammenhang mit der Verwirklichung einer Frei­
heitsstrafe können Kollektive oder zur Übernahme einer 
Bürgschaft bereite Bürger in der Bürgschaftserklärung dem 
Gericht vorschlagen, den Vollzug der Freiheitsstrafe auf Be­
währung auszusetzen. Die angebotene Bürgschaft kann für 
das Gericht ein wichtiger Gesichtspunkt für seine Entschei­
dung sein.

Hauptträger von Bürgschaften sind in der Praxis die Ar­
beitskollektive, jedoch haben auch andere Kollektive, denen 
der Strafrechtsverletzer angehört (z. B. Lern- oder Ausbil­
dungskollektive, Kollektive in Internaten, in Wohnheimen 
oder Sportkollektive), die Möglichkeit, Bürgschaften zu über­
nehmen.

Bürgschaften einzelner Bürger werden in der Praxis sel­
tener übernommen. Sie sind aber immer dann geeignet, wenn 
der Strafrechtsverletzer keinem Arbeitskollektiv und auch 
keinem anderen Kollektiv angehört und wenn ein besonderes 
Vertrauensverhältnis zwischen dem betreffenden Bürger und 
ihm besteht. Auch wenn sich anstelle des gesamten Kollektivs 
nur ein Mitglied davon bereit erklärt, die Bürgschaft zu über­
nehmen, sollte diese bestätigt werden. Diese Bürger müssen 
zur Übernahme einer Bürgschaft geeignet und befähigt sein, 
d. h., sie müssen in ihrem Verhalten Vorbild sein, Autorität 
besitzen und über erzieherische Fähigkeiten verfügen. Da 
der Bürge wegen des notwendigen Kontakts aus dem unmit­
telbaren Arbeits- und Lebensbereich des Rechtsverletzers 
kommen soll, sind für die Übernahme der Bürgschaft der 
Leiter des Arbeitskollektivs (z. B. Meister oder Brigadier), 
ein Mitglied seines Kollektivs, ein Schöffe oder ein am Ver­
fahren mitwirkender gesellschaftlicher Beauftragter (z. B. der 
gesellschaftliche Verteidiger), bei Jugendlichen auch sein Lehr­
meister oder sein Lehrer besonders gut geeignet.

Form und Ausgestaltung von Bürgschaften

Die Bürgschaftserklärung unterliegt keiner Formvorschrift. Sie 
sollte jedoch im Interesse ihrer Überprüfbarkeit und der 
Kontrolle ihrer Realisierung schriftlich abgefaßt und nach 
der Entscheidung im Kollektiv unterschrieben werden. Bürg­
schaftserklärungen mit dem Ziel des Ausspruchs einer Strafe 
ohne Freiheitsentzug werden in der Regel dem Gericht bis 
zum Beginn der Hauptverhandlung übermittelt. Die Bereit­
schaft zur Übernahme einer Bürgschaft kann aber auch der 
Kollektivvertreter — allerdings nur, wenn der Auftrag seines 
Kollektivs dazu vorliegt — in der Hauptverhandlung münd­
lich vortragen. In diesem Fall sind die Bereitschaftserklärung 
und die Verpflichtung zu protokollieren (§ 253 Abs. 3 und 4 
StPO).

Bürgschaftserklärungen sollen kontrollierbare Verpflich­
tungen enthalten. Neben den Anforderungen an das Verhalten 
des Verurteilten sollen sie auch diejenigen Verpflichtungen 
und Maßnahmen des bürgenden Kollektivs oder des Bürgen 
zum Inhalt haben, die, die Erziehung des Verurteilten ge­
währleisten sollen (§ 31 StGB; § 57 StPO).3

Die Verpflichtungen sollen darauf gerichtet sein, die Er­
ziehung und Selbsterziehung des Rechtsverletzers sowie seine 
Bewährung und Wiedergutmachung zu unterstützen. Sie 
können z. B. Selbstverpflichtungen des Rechtsverletzers und 
der Mitglieder des bürgenden Kollektivs oder des einzelnen 
Bürgen, Kontrollmaßnahmen im Zusammenhang mit den ge­
richtlich festgelegten Maßnahmen, die Heranziehung des 
Rechtsverletzers zu Sonderschichten, die Beauftragung eines 
persönlichen Betreuers für ihn oder die Berichtspflicht des 
Rechtsverletzers vor dem Kollektiv über den Stand der Rea­
lisierung übernommener Pflichten enthalten. Hauptanliegen 
der Bürgschaft ist es, den Rechtsverletzer zur Einhaltung der 
Gesetzlichkeit und der sozialistischen Verhaltensanforderun­
gen zu erziehen. Daher soll die Bürgschaft in ihrer inhaltli­
chen Ausgestaltung immer personen- und sachbezogen den 
Umständen der Straftat und deren Ursachen Rechnung tra­
gen.

Voraussetzung für die rechtliche Wirksamkeit einer Bürg­
schaft ist ihre gerichtliche Bestätigung. Sie wird bei einer 
Verurteilung auf Bewährung oder bei Auferlegung besonderer 
Pflichten gegenüber einem Jugendlichen im Urteil und bei 
Strafaussetzung auf Bewährung im entsprechenden Beschluß 
vorgenommen. Einer Zustimmung des Rechtsverletzers zur
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